
23408 Deutscher Bundestag � 17. Wahlperiode � 195. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 27. September 2012

Max Straubinger

(A) (C)

(D)(B)

Sie in der Opposition denken von heute auf morgen,
und damit ist die Sache für sie erledigt.

(Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Genau das Gegenteil! �
Bettina Hagedorn [SPD]: Das tun Sie!)

Wir bringen zielorientierte rentenpolitische Entscheidun-
gen zustande. In diesem Sinne kann ich Ihnen nur emp-
fehlen, dem Gesetzentwurf der Bundesregierung in
zweiter und dritter Lesung zuzustimmen.

Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP � 
Matthias W. Birkwald [DIE LINKE]: Auf gar
keinen Fall! � Elke Ferner [SPD]: Darauf kön-
nen Sie lange warten!)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms:
Als letzte Rednerin zu diesem Tagesordnungspunkt

hat das Wort die Kollegin Bettina Hagedorn von der
SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Bettina Hagedorn (SPD):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen! Liebe Kollegen!

Das, was uns die Koalition hier gerade an Redebeiträgen
geboten hat, ist an Heuchelei wirklich nicht zu überbie-
ten.

(Beifall bei der SPD � Max Straubinger [CDU/
CSU]: Was? � Dr. Peter Tauber [CDU/CSU]: 
Starke Worte!)

Da sagt die Ministerin, sie fühle sich der einzahlenden
Generation verpflichtet, und vergisst dabei, zu erwäh-
nen, dass sie das auf dem Rücken der künftig einzahlen-
den Generationen tut, die sie in ihren Sonntagsreden
sonst immer so gerne vor sich herträgt. Herr Kolb dekla-
riert die 5,4 Milliarden Euro, die durch diese Beitrags-
satzsenkung den Arbeitgebern und Arbeitnehmern gege-
ben werden sollen, quasi als eine karitative
Veranstaltung. Er sagt: Die Betroffenen werden uns
dankbar sein.

(Dr. Heinrich L. Kolb [FDP]: Die Rentner
werden davon profitieren!)

Genau das ist Ihr Kalkül. Das, was Sie hier machen
� eine Rentenbeitragssatzsenkung �, ist der Kitt, der Ihre 
Koalition ein Jahr vor der Bundestagswahl zusammen-
halten soll. Das Ganze ist eigentlich ein Wahlgeschenk.
Es soll ein Wahlkampfschlager werden.

(Max Straubinger [CDU/CSU]: Kein Wahl-
geschenk! � Elke Ferner [SPD]: Die Leute 
wollen das gar nicht!)

� Genau. Die Leute wollen es gar nicht. Sie sind 
vernünftiger, als Sie denken. � Wissen Sie was? Dieses 
Vorgehen ist unverantwortlich.

Vor allen Dingen versuchen Sie zu kaschieren, dass
die Bundesregierung bei dieser ganzen Nummer, mit
dieser Senkung, den eigenen Haushaltsentwurf frisiert,
und zwar um exakt 2 Milliarden Euro. Das tun Sie auf

dem Rücken der Beitragszahlerinnen und Beitragszahler.
Sie tun so, als könnten Sie im Schlafwagen die Schul-
denbremse einhalten. Diese Frisiernummer machen Sie
nicht nur bei der Rente, die machen Sie auch beim
Gesundheitsfonds, die machen Sie auch bei der Bundes-
agentur für Arbeit und auf dem Rücken der Langzeit-
arbeitslosen, und das im milliardenschweren Bereich.
Das ist einfach unverantwortlich.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der
LINKEN)

�Beitrag zur Konsolidierung� nennt Herr Schäuble 
� der Stuhl des Finanzministers ist bei dieser Debatte er-
staunlicherweise leer � seinen �Vorwegabzug� zulasten 
der Rentenkasse. Das sind 1 Milliarde Euro im Jahr 2013
und 1,25 Milliarden Euro jeweils bis 2016, sprich
4,75 Milliarden Euro bis zum Ende des Finanzplan-
raums, die er von der Rentenkasse zugunsten seines
Bundesetats umschaufelt. Ab 2017 soll dann paradoxer-
weise diese Maßnahme wieder umgekehrt werden, 2017,
wenn wir unter einem verschärften Konsolidierungs-
zwang aufgrund der Schuldenbremse stehen werden.
Hinzu kommt, dass wir noch nicht wissen, ob die ganzen
Steuerquellen und Beitragsquellen dann genauso spru-
deln werden, wie es in der jetzigen konjunkturellen Lage
der Fall ist. Aber dann wollen Sie das Rad zurückdrehen.
Ein Schelm, der Böses dabei denkt.

Noch eine zweite Stellschraube nutzen Sie � das ist 
genau die, die wir hier jetzt diskutieren �, um Ihren 
Haushalt zu frisieren. Das ist diese Beitragssatzsenkung.
Etwas ist ja ganz erstaunlich: dass der Finanzminister die
1 Milliarde Euro, von der hier noch nicht die Rede war,
die der Bund bei dieser Nummer �spart�, schon im Juli 
in seinen Haushaltsentwurf eingerechnet hat. Das heißt,
er hat schon im Juli seinen Haushaltsentwurf um 2 Mil-
liarden Euro schöngerechnet.

(Peter Weiß [Emmendingen] [CDU/CSU]: Das
ist eine gesetzliche Vorgabe!)

Wissen Sie, was? Das sind insgesamt 9,5 Milliarden
Euro während des Finanzplanraumes, die er hier einkas-
siert hat. Dann will ich noch einmal daran erinnern, dass
diese Regierung ja auch schon 2011 1,8 Milliarden Euro
zulasten der Rentenkasse �konsolidiert� hat, wie sie es 
so schön nennt, nämlich zulasten der Langzeitarbeits-
losen.

(Dr. Heinrich L. Kolb [FDP]: Daran ist die
SPD nicht ganz unschuldig!)

Wenn ich das noch einmal dazurechne, dann sind das
bis 2013 5,4 Milliarden Euro und 10,8 Milliarden Euro
bis zum Ende des Finanzplanraums. Bei diesen Zahlen
wird deutlich, dass Sie Ihre Schuldenbremse bis 2016
nur deshalb angeblich erreichen können, weil Sie einen
schamlosen Griff in die Sozialkassen machen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

In Europa baut man den Popanz Deutschlands als Su-
persparregierung auf, und in der Realität bedient man
sich vor allem an den Sozialkassen, und das in konjunk-
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tureller Boomphase. Das ist genau das, was mein
Kollege über die schwäbische Hausfrau gesagt hat. Wir
haben jetzt � wir sagen ausdrücklich: glücklicherweise � 
eine Zeit, in der die Steuereinnahmen und die Beitrags-
einnahmen sprudeln. Aber was machen Sie? Sie schöp-
fen den konjunkturell entstandenen Rahm auf den
Sozialkassen ab, um so zu tun, als würden Sie sparen.
Aber Sie tun es gar nicht. Sie machen keine Struktur-
veränderung, wie Sie es einmal zugesagt haben, Sie
bauen keine Subventionen und all diese Dinge ab, und
vor allen Dingen machen Sie es wieder nur auf dem Rü-
cken der Beitragszahlerinnen und Beitragszahler und auf
dem Rücken der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer.

Wissen Sie, was? Ich empfehle Ihnen dringend: Stim-
men Sie dem Antrag der SPD zu, einen Demografie-
fonds aufzubauen! Das ist die richtige Antwort in dieser
Zeit, und das ist das, was die Menschen auch von uns
erwarten.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms:

Ich schließe die Aussprache.

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlagen auf
den Drucksachen 17/10743, 17/10779 und 17/10775 an
die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vor-
geschlagen. Sind Sie damit einverstanden? � Das ist der 
Fall. Dann sind die Überweisungen so beschlossen.

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 6 a und 6 b auf:

a) Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Familie, Senioren,
Frauen und Jugend (13. Ausschuss)

� zu dem Antrag der Abgeordneten Marlene
Rupprecht (Tuchenbach), Dr. Hans-Peter
Bartels, Klaus Barthel, weiterer Abgeordneter
und der Fraktion der SPD

Gesundes Aufwachsen von Kindern und
Jugendlichen fördern

� zu dem Antrag der Abgeordneten Katja 
Dörner, Maria Klein-Schmeink, Kai Gehring,
weiterer Abgeordneter und der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Gesundes Aufwachsen für alle Kinder mög-
lich machen

� zu der Unterrichtung durch die Bundesregie-
rung

Bericht über die Lebenssituation junger
Menschen und die Leistungen der Kinder-
und Jugendhilfe in Deutschland
� 13. Kinder- und Jugendbericht �

und

Stellungnahme der Bundesregierung

� Drucksachen 17/3178, 17/3863, 16/12860, 
17/4754 �

Berichterstattung:
Abgeordnete Dr. Peter Tauber
Marlene Rupprecht (Tuchenbach)
Miriam Gruß
Diana Golze
Katja Dörner

b) Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Ausschusses für Familie, Senioren,
Frauen und Jugend (13. Ausschuss)

� zu dem Antrag der Abgeordneten Dorothee 
Bär, Markus Grübel, Thomas Jarzombek, wei-
terer Abgeordneter und der Fraktion der CDU/
CSU sowie der Abgeordneten Miriam Gruß,
Florian Bernschneider, Nicole Bracht-Bendt,
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der
FDP

Eigenständige Jugendpolitik � Mehr Chan-
cen für junge Menschen in Deutschland

� zu dem Antrag der Abgeordneten Yvonne 
Ploetz, Diana Golze, Matthias W. Birkwald,
weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE
LINKE

Die jugendfreundlichste Kommune
Deutschlands

� Drucksachen 17/9397, 17/7846, 17/9840 �

Berichterstattung:
Abgeordnete Dr. Peter Tauber
Stefan Schwartze
Florian Bernschneider
Diana Golze
Katja Dörner

Zu der Unterrichtung durch die Bundesregierung liegt
ein Entschließungsantrag der Fraktion Die Linke vor.

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für die
Aussprache eine Dreiviertelstunde vorgesehen. Sind Sie
damit einverstanden? � Das ist der Fall. Dann ist das so 
beschlossen.

Dann eröffne ich die Aussprache und erteile als ers-
tem Redner das Wort dem Kollegen Dr. Peter Tauber
von der CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Dr. Peter Tauber (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen, meine

Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Es ist ganz
gut, dass wir uns wieder einmal Zeit nehmen, über die
Kinder- und Jugendpolitik in diesem Land zu reden, und
dass wir uns bei dieser Gelegenheit mit dem Kinder- und
Jugendbericht und mit den Anträgen aus dem Hause, die
vorliegen, beschäftigen und uns ein bisschen die aktuelle
Situation der Kinder und Jugendlichen in Deutschland
vor Augen führen.

Ich wage die Prognose � auch wenn ich der erste Red-
ner in der Debatte bin �, dass das Bild der Situation der 
Kinder und Jugendlichen in diesem Land, das die Vertre-
ter der Opposition zeichnen werden, eines sein wird, bei


